
Vernunftsethik des Wirtschaftens ?
Stattdessen:

Heuschrecken & anderes Getier,
Faschismuskarte gegen Kapitalismusdebatte …

Etwas geschieht - vor allem in Euro-
pa - mit der Wirtschaft, es fühlt sich 
hier mal wieder an, wie unter  wan-
delnd umgehenden Gespenstern. Kei-
ner versteht wirklich, was eigentlich 
los ist. Jedoch sind hier Kräfte (wehe 
wenn sie losgelassen) am Werk, die 
noch vor kurzem nicht nur vollkom-
men unbekannt, sondern auch nicht 
zu spüren waren, und von denen es 
jetzt so aussieht, als würden vor al-
lem sie die Zukunft bestimmen. 

Zum Beispiel: Weiß Werner Seifert, 
warum er jetzt auf einmal auf der 
Straße sitzt? Oder, fragen wir mal 
anders, hat sich seine Einstellung zur 
Heuschrecke seit der letzten außeror-
dentlichen Aufsichtsratssitzung we-
sentlich geändert? Glaubt jetzt auch 
er, daß er einem kleinen Tier, das sich 
zur Zeit vor allem in Großbritannien 
wohl fühlt und jetzt in Deutschland 
neue Weidegründe sucht, zum Opfer 
gefallen ist? Ein erfolgreicher Mana-
ger, das bestreitet Seifert niemand, 
der zudem einer zentralen deutschen 
Wirtschaftsinstitution vorsitzt, muß 
gehen, weil es ein britischer Hedge-
Fond so will, der sieben Prozent An-
teile an dieser Börse hat. Was ist da 
zwischen Frankfurt, London und 
wer weiß welchen Teilen der Welt 
hin und hergeschoben worden? Der 
Hauptakteur Christoph Hohn, Chef 
des Fonds mit dem schönen Namen 
“The Childrenʼs Investment Fund”, 
ist, verlautbart er, zum entscheiden-
den Zeitpunkt in Brasilien gewesen. 
Ja da kann der doch gar nichts mit 
dieser Angelegenehiet zu tun gehabt 
haben.

Fondsmanager sprechen gerne vom 
Hebel, mit dem die eine oder andere 
Anlageform höhere Renditen ermög-
licht. Mittlerweile hat sich dieser 
Hebel wie ein zuckendes Heuschrek-
kenbeinchen selbständig gemacht. 
Eine Zeit lang kann sich wie Sei-
fert jemand vormachen, er hätte die 
Hebel in der Hand, aber - zackzack 
- entwickelt der ein Eigenleben, das 
den Steuermann von Bord kickt. Es 
gibt tatsächlich eine neue Kraft im 
Kapitalismus. Die Heuschrecken-
plage, lernen wir, betrifft nicht nur 
Unkraut und Fußvolk, auch Edelge-
wächse und Truppenführer sind nicht 
gegen das kleine Untier gefeit. 
Wenn es noch eines Beispiels be-
durft hätte, um zu bestätigen, daß 
Franz Müntefering mit seiner Kapi-
talismusklage einen zentralen - und 
eben drum auch wunden Punkt - ge-
troffen hat, dann ist es die Entlas-
sung von Werner Seifert als Chef der 
Deutschen Börse, die noch so heißt, 
aber das wohl schon nicht eigentlich 
mehr ist. Ein, der von Müntefering 
gemachte Fehler wird als solcher ge-
rade jetzt erst richtig (wirklich) deut-
lich: Das Wort von der Heuschrek-
kenplage appelliert noch einmal an 
alte Refl exe: Es suggeriert, es gebe 
die da unten und die da oben. 

Vielleicht ist Childrenʼs Investment 
Fund Chef Christoph Hohn - es tut 
uns leid, das nun auch noch sagen sa-
gen zu müssen und zu wollen, denn 
wir hören den BDI schon wieder 
aufheulen wie einen waidwund ge-
schossenen Löwen - tatsächlich eine 
Heuschrecke. Aber wenn dem so ist, 
dann hackt die eine Heuschrecke der 
anderen nicht nur in der Regel kein 
Auge aus (wenns zumal ihr denn sel-
ber nützt und frommt - es gelassen 
zu8 haben). Wenn es jedoch nötig 
scheint,  frißt der stärkere Schreck 
eben den schwächeren gleich mit 
Kopf und alledem ... Wie aber nicht 
mal im Leben frißt sie aber nicht nur 
Artgenosssen, sondern alles, was ih-
rem Appetit entspricht. Und deshalb 
geht es nicht um Polarisierung, son-
dern ein ganz klein wenig als gar 
nicht darum, die neuen Marktkräfte 
zu verstehen. Verstanden?

Vernünftiges Wirtschaften?

Vernünftiges Wirtschaften ist effi -
zient im Hinblick auf geklärte Ide-
en des guten Lebens und gerechten 
Zusammenlebens der Menschen. 
Eine Vernunftethik des Wirtschaf-
tens fragt nach dessen Vernünftigkeit 
im Lebenszusammenhang der Men-
schen. Letztlich geht es um die Ori-
entierung an einer humanistischen 
Ethik, in der die unantastbare Würde 
und die gleichen Grundrechte aller 
Menschen zum Ausdruck gebracht 

werden. Dies ist zugleich die Basis 
einer wahrhaft liberalen Gesellschaft, 
einer Gesellschaft von gleichermaßen 
freien Bürgern.

Einwände
Ökonomen werden einwenden, der 
freie Markt sei Inbegriff der Vernunft. 
Der «homo oeconomicus» handle 
vernünftig. Aber bitte was soll das für 
eine zusätzliche Vernunft sein ?
Ist doch der freie Markt eben ge-
rade nicht die Gewährsinstanz der 
gleichen realen Freiheit aller. In ihm 
zählt nur, was sich auszahlt, ganz 
nach der ironischen Defi nition von 
Max Frisch: „Vernünftig ist, was 
rentiert.“ Im Markt schaut jeder nur 
auf seinen eigenen Vorteil. Doch die 
Marktteilnehmer starten mit sehr un-
terschiedlicher Grundausstattung an 
Finanz- und„Humankapital“. Es ist 
ein Wettkampf mit ungleichen Han-
dicaps. Der freie Markt kennt keine 
Gerechtigkeit und keine Solidarität 
mit den Schwächeren - eine wohl 
geordnete Gesellschaft freier Bürger 
dagegen schon. Beruht sie doch  auf 
der wechselseitigen Achtung und An-
erkennung der Bürger.

Sachzwang versus Denkzwang?
Es gibt in der Wirtschaft letztlich kei-
ne Sachzwänge, sondern nur Denk-
zwänge. Die Wirtschaft verläuft nicht 
naturgesetzlich, sondern ist Praxis im 
wahrsten Sinn des Wortes. Die Re-
geln, nach denen sie funktioniert, fal-
len nicht vom Himmel. Es gehört zu 
einer aufgeklärten Gesellschaft, daß 
sie das Wirtschaftsleben so vernünf-
tig wie möglich gestaltet. Und dieser 
Auftrag richtet sich in erster Linie an 
die Politik.

Auftrag an die Politik
Politik ist nicht per se die Feindin 
der Freiheit. In einer demokrati-
schen Gesellschaft ist sie (soll und 
muß  jedenfalls sein)  ganz im Ge-
genteil die Gewährsinstanz für die 
allgemeine Bürgerfreiheit. Der Staat 
ist als Rechtsstaat zu denken. Auch 
eine vernünftige, ethische Marktwirt-
schaft ist als Rechtsordnung zu ver-
stehen. Marktwirtschaft hat immer 
eine relativ umfassende Tätigkeit des 
Staates vorausgesetzt. Denn er muß 
die Marktkräfte „zivilisieren“, und 
das heißt eben: in die Rechtsordnung 
einer wohl geordneten Gesellschaft 
einbinden.

Globalisierung
Sowohl die blinde Befürwortung als 
auch die pauschale Ablehnung der 
wirtschaftlichen Globalisierung als 
internationale Marktöffnung sind un-
vernünftige Positionen. Es geht im 
Wesentlichen um die Gestaltung der 
supranationalen Rahmenbedingun-
gen einer allen Ländern und Bevöl-
kerungsgruppen zuträglichen Globa-
lisierung.

In welche Richtung soll es 
gehen, in welche nicht?

National besteht eine Rahmenord-
nung. Dennoch haben sich die Fälle 
abzockender, zum Teil betrügerischer 
Manager gehäuft.Es gibt schwarze 

Schafe, aber der überwiegende Teil 
der Führungskräfte und Unternehmer 
ist integer und seriös. Die aktuell auf-
fällige Häufung von schwarzen Scha-
fen ist jedoch nicht nur Zufall, und es 
handelt sich nicht nur um Einzelfälle. 
Zum entfesselten Kapitalismus ge-
hört auch eine bestimmte Mentalität. 

Deutscher Arbeiter, die SPD …
In den letzten 15 Jahren wurde un-
ter der - an sich falschen - Flagge 
des «Neoliberalismus» eine Ideolo-
gie der Entfesselung der Marktkräfte 
verbreitet, die auch von moralischer 
Enthemmung im Gelddenken beglei-
tet war. Eigennütziges Denken und 
persönliche Bereicherung wurden 
unter dem Mantel der Gemeinwohl-
dienlichkeit elegant verpackt. Diese 
Ideologie, die sich etwa in der Share-
holder-Value-Doktrin äußert, führte 
zu entsprechender Maßlosigkeit und 
zum Verlust der lebenspraktischen 
Vernunft.
Wir möchten die Bürgerfreiheit hö-
her gewichtet sehen als die Markt-
freiheit, was freilich rasch an Gren-
zen stößt - nicht zuletzt bei den Bür-
gern selbst. 

Wer muß dürfen, wer darf was?
Es geht nicht nur um die Unterneh-
men, auch Politiker und Bürger sind 
in die Verantwortung zu ziehen. Die 
Bürger können den Unternehmen 
Zeichen geben, als Konsumenten, 
die nicht nur nach dem Preis eines 
Produkts fragen, sondern auch nach 
dessen fairen Herstellungsbedingun-
gen; als Anleger, die nicht nur auf die 
Rendite sehen, sondern einen Fonds 
(auch) nach ethischen Gesichtspunk-
ten wählen. Untenehmer müssen 
nicht «Sachzwängen» gehorchen, 
sie haben in ihrer Geschäftsstrategie 
unternehmerische allemal Wahlmög-
lichkeiten, mit welchen Produkten 
und Leistungen sie Geld verdienen 
wollen und an welchen Prinzipien sie 
ihr Tun ausrichten.
Die Politiker sind gefordert, sich 
an die Grundsätze einer politischen 
Ethik zu halten, sich am Leitbild ei-
ner hoch entwickelten Bürgergesell-
schaft zu orientieren. Abzockende 
Manager, trügerische Bilanzen, Akti-
enkurse, die wie Blasen platzen - das 
Vertrauen in den freien Markt ist er-
schüttert. 

Aber noch immer bestehe der naive 
Glaube daran, daß der Markt schon 
alles regle.

Kapitalismuskritik
Für einige Zeit wollte uns der Ge-
danke gefallen, die maßgeblich von 
der deutschen Sozialdemokratie aus-
gehenden Attacken gegen den bö-
sen Kapitalismus oder, besser und 
weniger klassenkämpferisch, gegen 
die bösen Auswüchse des ansonsten 
unbescholtenen Kapitalismus - die-
se Attacken wären ein echter Fort-
schritt. Und zwar aus einem ganz ein-
fachen Grund: Die Rückbesinnung 
der Genossen auf eigenste oder älte-
ste Traditionsbestände mag politische 
Schaumschlägerei sein, doch hält ihr 
“kapitalismuskritischer” Aplomb den 
Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen 
frei von den fast schon üblich gewor-
denen rassistischen oder antisemiti-
schen Zündeleien. 

Verfolgte Unschuld 
Aber diese Geschichte langweilt 
auch. Kein Rassismus? Kein An-
tisemitismus? Das darf, das kann 
nicht sein! So wird es sich der an 
der Bundeswehr-Universität in Mün-
chen stationierte Historiker Michael 
Wolffsohn wohl gedacht haben, als 
er in der Rheinischen Post erklärte: 
Franz Münteferings Gleichsetzung 
von Kapitalisten mit Heuschrecken 
lege nahe, daß Unternehmer “als 
Plage vernichtet, ausgerottet werden 
müssen” - so wie unter nationalso-
zialistischer Herrschaft Menschen 
erst mit Ungeziefer gleichgesetzt und 
dann ermordet wurden. Münte istʼn 
Nazi und deutsche Unternehmer sind 
die verfolgte Unschuld, also eigent-
lich wie die Juden? 

Nicht schlecht: Der Historiker Mi-
chael Wolffsohn enthistorisiert die 
Geschichte, schafft es außerdem, sich 
in Hinblick auf seine an Entgleisun-
gen und Irrlichtereien ohnehin rei-
che Biografi e noch einmal selbst zu 
übertreffen, und stolpert aufs Gerate-
wohl in tiefstbraunen Revisionismus 
hinein. Ganz ungeschickt verfährt er 
dabei allerdings nicht, denn er geht 
Müntefering und dessen halbgare, 
aber populäre “Kapitalismuskritik” 
nicht frontal an, sondern agiert wie 
ein Trittbrettfahrer oder, besser noch: 
surft auf der “Kapitalismuskritik”- 
Welle und nutzt ihren Effet für sein 
sattsam bekanntes Ressentiment. 

Faschismuskarte
In der Tat, Wolffsohn könnte darauf 
verweisen, daß in Deutschland nicht 
erst seit den bewegten Zeiten der Stu-
dentenrevolte die Kritik am Kapita-
lismus stets auch mit antisemitischen 
Stereotypen durchsetzt war. Aber 
hülfe das, Franz Müntefering und 
seine SPD besser zu verstehen? We-
nig verwunderlich ist jedenfalls, daß 
Wolffsohns Einlassungen nicht nur 
in Teilen der CDU auf Zustimmung 
stoßen: Die Faschismuskarte wird 
nur allzu gern gezogen, auch deswe-
gen, weil vielen schwant, daß mit der 
“Kapitalismuskritik” - sollte sie noch 
länger nerven - irgendwann auch die 
Frage des Eigentums berührt wird. 
Das Recht am Eigentum aber, nicht 
so sehr die aus ihm abzuleitenden 
Pfl ichten, bildet die Grundfeste unse-
res kapitalistischen Gemeinwesens. 
Weder Religion noch Verfassungspa-
triotismus, sondern eben jenes Recht 
ist der starke, der eigentliche Grund, 
warum wir zusammen sind. Ohne Ei-
gentum kein Wirtschaftswunder und 
also keine Bundesrepublik. So gese-
hen, geriert sich Wolffsohn als revi-
sionistischer Gesinnungsbüttel des 
Kapitals und greift, wo das Eigenste 
in Gefahr steht, zum letzten Mittel, 
zum stärksten Wort: du Nazi! Als ob 
ausgerechnet die Sozialdemokraten 
drohten, mit ihrer “Kapitalismuskri-
tik” über die Stränge zu schlagen und 
sie “radikal” werden zu lassen. Da sei 
Bad Godesberg vor. 
                         Jürgen Gottschling
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Bislang war es doch so, daß die oft phrasenhaften Abstraktheiten bestätigen, daß es 
eine entwickelte Strategie und Taktik der SPD, eine organische Verbindung zwischen 
Reform und Anspruch nicht gegeben hat. Dafür sprechen auch diverse Parteitage, die 
sich damit begnügten, die „sieghafte und bewährte Taktik zu bestätigen.

Nehmen wir die Resolution des Dresdener Parteitages
 aus dem Jahr 1903 als beredtes Beispiel dafür:

„Der Parteitag verurteilt auf das entschiedenste die revisionistischen Bestrebungen, 
unsere bisherige und sieggekrönte, auf dem Klassenkampf beruhende Taktik in dem 
Sinne zu ändern, daß an die Stelle der Eroberung der politscihen Macht durch Über-
windung unserer Gegener eine Politik des Entgegenkommens an die bestehende Ord-
nung der Dinge tritt. Die Folge einer derartigen revisionistischen Taktik wäre, daß aus 
einer Partei, die auf die möglichst rasche Umwandlung der bestehenden bürgerlichen 
in die sozialistische Gesellschaftsordnung hinarbeitet, also im besten Sinne des Wor-
tes revolutionär ist, eine Partei tritt, die sich mit der Reformierung der bürgerlichen 
Gesellschaft begnügt.
Daher ist der Parteitag im Gegensatz zu den in der Partei vorhandenen revisionisti-
schen  Betrebungen“ (Kautsky) „der Überzeugung, daß die Klassengegensätze sich 
nicht abschwächen, sondern verschärfen, und erklärt, daß die Partei die Verantwort-
lichkeit ablehnt für die auf der kapitalistischen Produktionsweise beruhenden politi-
schen und wirtschaftlichen Zustände und daß sie deshalb jede Bewilligung von Mit-
ten verweigert, welche geeignet sind, die herrschende Klasse an der Regierung zu 
erhalten. (…)
Der Parteitag verurteilt ferner jedes Bestreben, die vorhandenen, stets wachsenden 
Klassengegensätze zu vertuschen, um eine Anlehnung an bürgerliche Parteien zu er-
leichtern.
Der Parteitag erwartet. daß die Fraktion die größere Macht, die sie durch die ver-
mehrte Zahl ihrer Mitglieder wie durch die gewaltige Zunahme der hinter ihr stehen-
den Wählermassen erlangt, nach wie vor  zur Aufklärung über das Ziel der Sozial-
demokratie verwendet und entsprechend den Grundsätzen unseres Programms dazu 
benutzt, die Interessen der Arbeiterklasse, die Erweiterung und Sicherung der politi-
schen Freiheit und der gleichen Rechte für alle aufs kraftvollste und nachdrücklich-
ste wahrzunehmen und den Kampf wider Militarismus, wider Kolonial- und Welt-
machtspolitik, wider Unrecht, Unterdrückung und Ausbeutung in jeglicher Gestalt machtspolitik, wider Unrecht, Unterdrückung und Ausbeutung in jeglicher Gestalt 
noch nachdrücklicher zu führen, als es ihr bisher möglich gewesen ist, und für den 
Ausbau der Sozialgesetzgebung und die Erfüllung der politischen und kulturellen 
Aufgaben der Arbeiterklasse energisch zu wirken.“

… und redet und redet und redet und redet und ...


